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ZEITGESPRÄCH

Grenzen der Ausländerbeschäftigung

Noch in diesem Jahre soll die Zahl der ausländischen Arbeitnehmer in der Bundesrepu
blik auf 3 Millionen anwachsen. Laut Bundeskanzler Willy Brandt haben wir uns damit 
einer „kritischen Grenze“ genähert. Wo liegt diese Grenze?

Gastarbeiterpolitik im Nebel
Gerhard Kade, Günter Schiller, Darmstadt

Im Verlauf des letzten Booms 
stieg die Ausländerbeschäfti

gung auf mehr als 2,3 Mill. Per
sonen an. Mit dieser Rekord
ziffer wurde die Höchstmarke 
des vorhergehenden Konjunk
turzyklus um ca. 1 Mill. übertrof
fen. Zusammen mit den Fami
lienangehörigen leben über drei 
Mill. Ausländer In der BRD. War 
es Zufall, daß diese Ausländer
woge von einem vielstimmigen 
Human-Relations-Chor begleitet 
wurde? Zeigte sich hier ein all
gemeiner Durchbruch sozialen 
Engagements, oder sollte die 
deutsche Bevölkerung darauf 
eingestimmt werden, daß sie in 
Zukunft noch ein wenig enger 
zusammenzurücken habe?

Wie auch immer; Presse, 
Rundfunk, Fernsehen, aber auch 
die politischen Institutionen hat
ten unseren neuen Nachbarn 
und Arbeitskollegen, den Gast-

arbelter, entdeckt. Sie warben 
für Verständnis, Toleranz und 
Hilfsbereitschaft im täglichen 
Umgang mit ihnen, aber sie ho
ben zugleich hervor, wie nütz
lich, ja unabweisbar notwendig 
die arbeitsamen Gäste aus dem 
Süden für unser Wohlergehen 
seien. Ein Beispiel für viele: Die 
helfen uns — helfen wir ihnen? 
So lautete die Überschrift einer 
Reportage in „Brigitte“ ’ ). Es 
kamen die Untertitel: Ausländer 
arbeiten für unseren Wohlstand 
— Gastarbeiter sind hier ein Ge
schäft -  Ausbildungskosten ent
stehen kaum -  das meiste Geld 
bleibt im Lande, etc.

Die Kampagne folgte offiziel
len Losungen. Hieß es doch in 
den „Grundsätzen zur Einglie
derung ausländischer Arbeit
nehmer“ des beim Bundesmini
sterium für Arbeit und Sozial

ordnung ressortierenden „Koor
dinierungskreises Ausländische 
Arbeitnehmer“ : „Die Beschäfti
gung ausländischer Arbeitneh
mer in der Bundesrepublik 
Deutschland ist arbeitsmarkt- 
und wirtschaftspolitisch not
wendig“ . Und weiter: „Die
deutsche Bevölkerung ist über 
die Notwendigkeit und Bedeu
tung der Beschäftigung auslän
discher Arbeitnehmer zu unter
richten“ )̂.

Schätzungen des uns zuflie
ßenden Wohlfahrtseffektes führ
ten zu erstaunlichen Größen
ordnungen. Manche meinen, daß 
die Deutschen ohne die Be
schäftigung von Gastarbeitern 
50 bis 60 Stunden pro Woche 
arbeiten müßten, um ihre Real-

1) Brigitte, Heft 1 (1972), S. 69-74.

2) Grundsätze zur Eingliederung ausländi
scher Arbeitnehmer, verabschiedet am 2. 2. 
1970 vom „Koordinierungskreis und Län
derausschuß“ Ausländisdio Arbeitnehmer 
beim Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung, Bonn.
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einkommen zu erhalten )̂. Es 
war ausgemacht, daß wir nur 
den hilfreichen Kulis aus den 
IVlittelmeerländern den freien 
Sonnabend verdanken.

In diesem Klima konnte die 
Jahrestagung 1971 der Gesell
schaft für Bevölkerungswissen
schaft Schlagzeilen machen mit 
der Forderung, durch die Seß- 
haftmachung von Gastarbeitern 
den drastischen Geburtenrück
gang, den sogenannten „Pillen
knick“ , auszugleichen. Unter 
dem Titel „Wissenschaftler zie
hen Konsequenzen aus dem Ge
burtenrückgang -  Der Staat 
soll Gastarbeitern die Einbürge
rung erleichtern“ , hieß es in der 
„Welt“ : „Der Geburtenrückgang 
in der Bundesrepublik muß auf 
die Dauer mit Bevölkerungsre
serven anderer Länder ausge
glichen werden. Nur so kann 
auch in Zukunft der Wohlstand 
gewährleistet bleiben“ '*).

In einem Rundfunkkommentar 
wurde dann die Einordnung die
ses Gedankens in die internatio
nalen Austauschbeziehungen 
wie folgt vorgenommen: Wir 
leisten Entwicklungshilfe, um in 
den Ländern der Dritten Welt 
die Folgen der Bevölkerungs
explosion zu mindern. Wir ak
zeptieren Entwicklungshilfe in 
Gestalt menschlicher Arbeitslei
stungen, um die Folgen unseres 
Geburtenrückgangs auszuglei
chen“ *).

Kaum ein Gedanke war zu ab
wegig — selbst die Sorge um 
künftigen Fußballruhm wurde be
müht um den Bundesbürgern 
das Zusammenleben mit Auslän
dern schmackhafter zu ma
chen ‘ ).

Dämpfung der 
Zuwanderungseuphorie

Inzwischen — wiederum in be
merkenswerter Korrelation mit 
dem Konjunkturverlauf — hat 
sich die Stimmung gewandelt. 
Bereits im März 1972 hatte der 
Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung eine Position be
zogen, die zwar konkrete Aus
sagen vermied, aber doch die 
Zuwanderungseuphorie dämpfte. 
„Bei sich abschwächenden Vor
teilen und steigenden Folge
kosten wird schließlich ein Punkt 
erreicht, wo die Beschäftigung 
ausländischer Arbeitnehmer für 
eine Volkswirtschaft per Saldo 
keine neuen Wachstumsmöglich
keiten eröffnet.“ ’ )

6) Ebenda.

7) Rede des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung, Walter Arendt, im Rah
men der von der Financial Times veran
stalteten Konferenz „Europe's Human Re
sources“ am 13. März 1972 in Düsseldorf.

3) Die Zahlen werden genannt in einer 
Arbeitshilfe zum ökumenischen Pfingst- 
treffen 1971 in Augsburg, bzw. in einer 
Schrift; Warum brauchen wir Gastarbeiter? 
Rosenheim 1971; Vgl. auch Ch. R o s e n 
m ö l l e r ;  Volkswirtschaftliche Aspekte der 
Ausländerbeschäftigung. In: Bundesar
beitsblatt 4 (1970), S. 235.
4) Die Welt, 19. 4. 1971 S. 1 (Hervorhebung 
im Text von uns). Allerdings ist zweifel
haft, ob diese Forderung wirklich und in 
dieser Form aufgestellt worden ist.
5) J. D i n g w o r t - N u s s e c k ,  Kom
mentar des NDR mit dem Titel „Entwick
lungshilfe für Deutschland“ . 20.4.1971.

Die Autoren
unseres
Zeitgesprächs:

Prof. Dr. Gerhard Kade, 
41, lehrt an der TH Darm
stadt politische Ökonomie, 
Statistik und Ökonometrie. 
Dr. Günter Schiller, 36, ist 
Dozent am Fachgebiet po
litische Ökonomie, Stati
stik und Ökonometrie.

Josef Stingi, 53, ist seit
1968 Präsident der Bun
desanstalt für Arbeit in 
Nürnberg.

Walter Arendt, 48, ist seit
1969 Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung. 
Von 1964 bis 1969 war er 
Vorsitzender der IG Berg
bau.

Hiermit war der Gedanke einer 
„kritischen Grenze“ geboren, 
nach deren Überschreiten sich 
das Vorzeichen in der Cost-Be- 
nefit-Rechnung umkehren soll. 
Inzwischen stöhnen Bischöfe 
und Berufsgenossenschaften, 
die Großstädte und die Innen
ministerien — aus jeweils an
deren Gründen -  über die La
sten des Ausländerproblems®). 
Im Mai 1972 — vor den olympi
schen Spielen also — wurde vom 
Stadtentwicklungsreferat Mün
chen eine Ausländerstudie vor
gelegt, nach der die Stadt an der 
Grenze ihrer Aufnahmefähigkeit 
angelangt sei ®).

Die magische Maßzahl ist bis 
jetzt noch nicht gefunden. In der 
Tat sind die Vorteile der Vergan
genheit ebenso unbewiesen — 
und unbeweisbar — wie die 
Nachteile der Zukunft. Wie will 
man auch die größere Unfall
häufigkeit der Neulinge, um die 
sich die Berufsgenossenschaft 
sorgt, abwägen gegen die 
Schulprobleme der Dauerimmi
granten, die die Großstädte be
lasten, oder die Sprachprobleme, 
die den Verfassungsschutz be
wegen?

Keine Entscheidungsliiife 
durdi die Tlieorie

Sämtliche Versuche, mit Hilfe 
der volkswirtschaftlichen Theo
rie und der volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung eine Entschei
dung herbeizuführen, sind prin
zipiell fehlgeleitet. Die traditio
nelle Volkswirtschaftslehre ist — 
in ihren pragmatischen Aspek
ten — ein Instrument zur Steue
rung kapitalistischer Wirtschaf-
8) Vgl.: Wende in der Ausländerpolitik. In: 
Süddeutsche Zeitung vom 10. 10. 72, oder: 
Zustrom von Gastarbeitern am kritischen 
Punkt. In: Süddeutsche Zeitung vom 6. 11. 
72. Siehe auch Geschäftsbericht der Deut
schen Bundesbank, 1971.
9) Den Zustrom von Gastarbeitern steuern, 
ln: Süddeutsche Zeitung vom 8. 11. 72. 
Die IWIedien sind der neuen Lesart mit be
merkenswerter Findigkeit gefolgt. „So 
bleibt es ein bedenklicher Luxus“ , schreibt 
H. Vocke in der FAZ, „daß wir Arbeits
kräfte aus arabischen Ländern einführen“ , 
angesichts der Tatsache nämlich, daß Im 
Bundesverfassungsschutz, in den Innen
ministerien und bei der Kriminalpolizei 
noch immer Beamte fehlen, die arabisch 
verstehen. (H. V o o k e : Drei Millionen 
Gastarbeiter? In: FAZ, 12.1.1973).

62 WIRTSCHAFTSDIENST 1973/11



ZEITQESPRXCH

ten, sie erweist sich als prin
zipiell blind gegenüber Fragen 
der menschlichen Wohlfahrt. In 
der politischen Diskussion ist 
diese „Flexibilität“ sehr vorteil
haft. Lassen sich doch mit Hilfe 
der ökonomischen Theorie jeg
liche — und gerade auch kon
träre — Standpunkte unter
mauern. Wir können dies nur an 
wenigen Beispielen erläutern.

Betrachten wir etwa den De
visentransfer. Er wird -  offenbar 
einem merkantilistischen Ham
stersinn folgend — üblicherweise 
den Nachteilen der Ausländer
beschäftigung zugerechnet 
Man kann aber auch die gegen
teilige Position vertreten und 
darauf hinweisen, daß „die 
Transfers der ausländischen Ar
beitnehmer in den letzten 10 
Jahren eine erwünschte Ent
lastung für unsere Zahlungs
bilanz bedeuten“ "). Schließlich 
läßt sich eine vermittelnde Stel
lung beziehen, ln der der Devi
senabfluß als negativ rubri
ziert wird, jedoch „positiv“ ge
gengerechnet wird, daß die Aus
länderbeschäftigung in der Ex
portindustrie diesen Devisenab
fluß „überkompensiert“ habe ’ )̂.

Das Prinzip ist vielseitig an
wendbar. Mit ihren Konsumaus
gaben sind die Gastarbeiter ein 
bedeutender Nachfragefaktor, 
ihr geringer Konsum erhöht die 
Sparquote und Kapitalbildung:

Neuerdings wird wieder die 
Betonung darauf gelegt, daß bei 
einem „anhaltenden Zustrom 
von ausländischen Arbeitneh
mern möglicherweise arbeits
sparende Investitionen unterlas
ser werden“ ’3).

Vorher hieß es dagegen: 
„Wenn dabei im Einzelfall die 
Einstellung von zusätzlichen Ar-
10) Vgl. Oberschriften wie: Gastarbeiter 
„schlucken“ ein Drittel des Exportüber
schusses. In: Handelsbiatt, 11. 4. 1972.
11) Ch. R o s e n m ö I I e r , a. a. O., S. 
235.
12) So etwa K. K a i s e r :  Volkswirtschaft
liche Aspekte der Beschäftigung ausländi
scher Arbeitnehmer. In: Gastarbeiter = 
Mitbürger, Gelnhausen 1971, S. 98 ff.
13) Rede des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung vom 13. 3. 1972 (Her
vorhebung von uns).

beitskräften aus dem Ausland zu 
einer gewissen Milderung der 
notwendigen Umstrukturierung 
der Wirtschaft führen sollte, so 
kann auch dies wirtschafts- und 
arbeitsmarktpolitisch gesehen 
positive Auswirkungen ha
ben“ ’").

Verschlechterte Marktstellung 
der Arbeitnehmer

Die tradierten Aussagen der 
neoklassischen Theorie, die in 
den Lehrbüchern immer noch 
den Ton angeben, sind aller
dings in jeder Phase ignoriert 
worden. Gehört es doch zur 
systemimmanenten Gerechtig
keit der Marktwirtschaft, daß die 
Produktionsfaktoren nach ihrer 
relativen Seltenheit entlohnt 
werden. Die Verknappung des 
Faktors Arbeit — auf biologi
sche Weise durch Änderung des 
generativen Verhaltens, auf in
stitutionellem Wege etwa durch 
die Methoden der Gewerk
schaftspolitik — würde dazu bei
tragen, die Marktstellung des 
Arbeitnehmers zu verbessern 
und seinen Preis zu erhöhen.

Bei der quantitativen Mechanik 
der Wachstumstheorie muß eine 
Zunahme des Produktionsfak
tors Arbeit konsequenterweise 
zu einer Verminderung der Kapi
talintensität führen, damit auch 
Arbeitsproduktivität und Faktor
einkommen ermäßigen. Gerade 
die Stagnation der inländischen 
Erwerbsbevölkerung hätte somit 
ideale Voraussetzungen für ein 
„Capital deepening“ und eine 
volle Ausschöpfung der Mög
lichkeit des technischen Fort
schritts eröffnet. Zudem hätte 
eine Verknappung von Arbeits
kräften die Einkommensposition 
gerade der unteren Sozial
schichten aufbessern müssen 
und damit ein strukturelles und 
deshalb wirkungsvolles Moment 
der sozialen Angleichung freige
setzt. Auch eine schrumpfende 
Erwerbsbevölkerung muß — wie 
es heißt -  die Richtigkeit dieser 
Analyse nicht beeinträchtigen. 
„Der Geburtenrückgang in der

BRD setzt kein Warnzeichen für 
die Wachstumspolitik. . .  Das 
auf die Bevölkerungszahl bezo
gene Sozialprodukt wird unter 
der augenblicklichen demogra
phischen Situation der BRD so
gar in seinem Wachstumstrend 
verstärkt“ ’=).

Der kritische Versuch, ei
nen möglichen Beitrag der 
Gastarbeiterbeschäftigung für 
den Wohlstand der einheimi
schen Bevölkerung zu lokalisie
ren, bleibt notwendigerweise 
auf indirekte und partielle Ab
schätzungen beschränkt. Dabei 
müssen sowohl die Auswirkun
gen auf die materielle Versor
gung wie auch die sozialen Im
plikationen im weiteren Sinn in 
Betracht gezogen werden.

Nützlich für die Kapitalgeber

Zweifellos fördern die Gast
arbeiter das gesamtwirtschaft
liche Wachstum, wie es durch 
die Kategorien und Rechenme
thoden der volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung definiert ist. 
Sie gestatten den Aufbau eines 
gigantischen Produktionspoten
tials. Sie halten auch wenig 
produktive Anlagen im Betrieb 
und erhöhen die Lebensdauer 
absterbender Branchen. Auf der 
Produktionsseite bilden die Ein
fuhr von Rohstoffen und Ar
beitskräften die konstituierenden 
Elemente dieses Wachstums
prozesses. Ein Korrelat auf der 
Absatzseite ist der Export von 
Fertigerzeugnissen, ein anderes 
der gastarbeiterinduzierte Gü
terbedarf. Schließlich bilden die 
Vergeudungsstrategien im Spät
kapitalismus eine hinreichende 
Gewähr dafür, daß dieser Pro
zeß nicht durch systemimma
nente Schwierigkeiten behindert 
wird. Das Ergebnis ist eine be
schleunigte Kapitalakkummula- 
tion.

Die Gastarbeiter wirken auch 
auf die Gestaltung des Produk-
11) Ch. R o s e n m ö I I e r , a. a. 0., S. 
233.
15) H. B e r i e : Finanzielle und ökonomi
sche Auswirkungen eines Geburtenrück
gangs. In: Bundesarbeitsblatt 5 (1971), S. 
337.
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tionsprozesses in einer Weise 
ein, die den Interessenten der 
Kapitalseite nützt. Sie mindern 
den Zwang zur Erhöhung der 
Kapitalintensität, sie geben ei
nen größeren Spielraum für die 
Anwendung oder Vermeidung 
von technischem Fortschritt je 
nach den Rückwirkungen auf die 
Kapitalrentabiiität. Raschere 
Kapitalakkumulation, Verfügbar
keit von Arbeitskräften und ge
sicherte Absatzmöglichkeiten 
erlauben eine Expansion des in
dustriellen Sektors, die unter 
anderen Umständen vom Ar
beitsmarkt her beschränkt wür
de. Offensichtlich ist, daß die 
Unternehmer und Kapitalgeber 
ihren Nutzen aus dem Wachs
tumsschub ziehen. Sie können 
einen Teil des Produktionszu
wachses in der Form von Profi
ten an sich ziehen. Ein weiterer 
Teil wird an die ausländischen

Arbeitskräfte als Lohn ausge
zahlt.

Erst nach Abzug dieser Kom
ponenten können dann die spit
zen Rechnungen ansetzen, wel
che nachweisen wollen, daß 
„wir alle“ , daß auch die Arbeit
nehmer in ihrer Gesamtheit von 
dem Einsatz der Ausländer in 
der einen oder anderen Weise 
profitieren. Wir bezweifeln, daß 
sich solche Berechnungen, die 
man hin und wieder findet, ver
nünftigerweise anstelien lassen. 
Jedoch lassen bereits überschlä
gige Abschätzungen erkennen, 
daß die Größenordnungen ein
fach ins Maßlose verzerrt wor
den sind.

Ins Zwielicht gerät das Wohl
standsargument auch aus dem 
Blickwinkel der Bildungsökono
mie. Nach allem, was in den 
vergangenen Jahren über die

Wachtumswirkung von Bildung 
und Ausbildung und über die 
Rentabilität von „Investments in 
education" erarbeitet worden 
ist, hätte die Behauptung irritie
ren müssen, daß an die 10% 
sprachloser Analphabeten in der 
Erwerbsbevölkerung für das 
Wohlergehen der restlichen 90 “/o 
konstitutive Bedeutung haben 
sollen.

Die sozialen Folgen und Be
gleiterscheinungen fallen natür
lich völlig aus dem volkswirt
schaftlichen Rechnungszusam
menhang heraus. Auch hier kön
nen wir nur einzelne Gesichts
punkte schlaglichtartig beieudi- 
ten. So ist zu fragen nach dem 
Selbstverständnis einer Gesell
schaft, die viele wichtige Funk
tionen bis hin zu den Pflege- 
berufen einkommens- und an
sehensmäßig so weit deklassiert, 
daß sie von der einheimischen

VERÖFFENTLICHUNGEN DES HWWA-INSTITUT FÜR WIRTSCHAFTSFORSCHUNG-HAMBURG

NEUERSCHEINUNG

Carsten R. Moser

TOURISMUS UND ENTWICKLUNGSPOLITIK
Besonders in Spanien hat die bemerkenswerte Entwicklung des Massen
tourismus einen entscheidenden Beitrag zur Industrialisierung des 
Landes und damit zur Verwirklichung wichtiger wirtschaftspolitischer 
Ziele geleistet. Neben der umfassenden Analyse der von der spanischen 
Regierung getroffenen Maßnahmen zur Tourismusförderung werden die 
Möglichkeiten geprüft, die andere Entwicklungsländer Afrikas, Asiens 
und Lateinamerikas haben, die positiven Aspekte der spanischen Touris
muspolitik zu übernehmen.

Großoktav, 277 Seiten, 1972, Preis brosch. DM 24,—

V E R L A G  W E L T A R C H I V  G M B H H A M B U R G
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Bevölkerung gemieden werden. 
Vergleichen wir etwa den Beruf 
der Krankenschwester mit dem 
einer Sekretärin, so zeigt sich 
deutlich, daß die soziale Priori
tät in einem eklatanten Wider
spruch zur faktischen sozialen 
Einstufung steht. Sekretärinnen 
und Krankenschwestern sind 
knapp. Im einen Fall wird der 
Beruf durch Geld und Prestige 
attraktiv gestaltet, im anderen 
Fall wird zur Deckung des Be
darfs auf Korea und die Philippi
nen zurückgegriffen.

DisproporKonale
Produktionsausdehnung

Zum anderen ändern sich die 
Kriterien der persönlichen Wohl
fahrten in den verschiedenen 
Lebensphasen. Die Steigerung 
der materiellen Produktionen 
trifft auf die besondere Präfe
renzstruktur der jüngeren er
werbstätigen Bevölkerung. Die 
Bedürfnisse der Kinder, der Al
ten und der Kranken werden da
gegen vernachlässigt. Dabei 
geht die Verweigerung der 
Grundbedürfnisse dieser Grup
pen mit ihrer politischen Macht
losigkeit einher. Schon spricht 
man von Altersheimkonzernen 
die ausschließlich ausländisches 
Personal rekrutieren und so 
auch noch aus Fürsorgesätzen 
ein Quentchen Profit schlagen. 
Der zunehmende Einsatz fremd
sprachiger Arbeitskräfte in Heil- 
und Pflegeanstalten bedarf wohl 
keiner therapeutischen Analyse.

In grotesker Verdrehung der 
tatsächlichen Wirkungen wird 
die verstärkte Anzapfung aus
ländischer Arbeitsmarktreserven 
als ein Heilmittel gegen den 
Arbeitskräftemangel gepriesen. 
Das Gegenteil ist richtig. Durch 
den Einsatz von Gastarbeitern 
wird einerseits eine dispropor
tionale Ausdehnung der Produk
tionssphäre ermöglicht. Nun er
fordert der Einsatz von Auslän
dern selbst eine Vielzahl zu
sätzlicher Funktionen in der öf
fentlichen Verwaltung, im Be
treuungswesen, im schulischen 
Bereich etc. Diese jedoch kön

nen größten Teils nicht von Aus
ländern wahrgenommen werden.

Auf der anderen Seite bildet 
der engere Bereich der Güter
produktion ein stets kleiner wer
dendes Segment der gesell
schaftlichen ökonomischen Ak
tivitäten. Mit der Arbeiterimmi
gration ist an einer unauffälli
gen Stelle ein Ventil geöffnet 
worden, welches in den komple
mentären Bereichen, insbeson
dere den diversen Funktionen 
der öffentlichen Dienstleistun
gen, die Spannungen verschärft. 
Das geschieht auf zwei Weisen; 
Im Bereich der gehobenen 
Dienstleistungen erhöhen sich 
die Anforderungen, aus den 
untergeordneten Beschäftigun
gen wird deutsches Personal 
abgezogen.

Private Gewinne 
bei öffentlichen Lasten

Die Verteilungsnormen für das 
Sozialprodukt führen dazu, daß 
der Gewinnzuwachs, der das 
Antriebsmotiv für die Ausländer
beschäftigung bildet, den Unter
nehmungen zusteht (und allen
falls der Steuerpflicht unter
liegt), während die Lasten von 
der Allgemeinheit getragen 
werden müssen. Hierin liegt der 
Grund dafür, weshalb auch ein 
Anstieg der sozialen Belastun
gen nicht auf die Bedarfsent
wicklung zurückwirkf.'Diese Situ
ation liegt jedoch im Augen
blick vor, wo die Zahl der Zu
wanderer und ihre erhöhte Seß
haftigkeit den Gebietskörper
schaften neue Anstrengungen 
abverlangen, um die gravierend
sten Mißstände zu mildern und 
das Aufkommen einer Fremden
feindlichkeit zu vermeiden.

Auch die Gastarbeiterfrage 
führt uns letztlich zu der kriti
schen Grundsatzfrage an diese 
Wirtschaftsordnung,- inwieweit 
die Wachstumszwänge einer ka
pitalistischen Wirtschaft zur 
Grundnorm der Formen des Zu
sammenlebens erhoben werden.

Vom Staat Hilfe zu erwarten, 
hieße, seine Funktionen zu ver

kennen. Vielmehr fügt sich die 
Gastarbeiterpolitik gefällig ein in 
die mannigfachen Formen staat
licher Regulierung der Wirt
schaftstätigkeit im Spätkapitalis
mus.

Suche nach neuen Strategien

Der Staat unterhält seit lan
gem ein umfassendes organisa
torisches Netz zur Rekrutierung 
ausländischer Arbeitnehmer, das 
weniger durch gesellschaftlich 
reflektierte Maximen, sondern 
durch die Nachfrage der Wirt
schaftssektoren gesteuert wird. 
Die vergangenen Jahre waren 
darüber hinaus durch Bemühun
gen gekennzeichnet, die not
wendigen Voraussetzungen (Un
terbringung, Infrastruktur, Kondi
tionierung der öffentlichen Mei
nung) für die weitere Aufstok- 
kung des Ausländerpotentials zu 
schaffen. Heute melden die In
nenministerien ihre spezifischen 
— und teilweise konträren Res
sortinteressen bei der Formulie
rung der Gastarbeiterpolitik an. 
Der Wissenschaftler notiert hier, 
daß die Suche nach zukünftigen 
Strategien von einem Schleier 
der Geheimhaltung umgeben 
ist ’«).

Die bisher bekannten Markie
rungspunkte sind aufschlußreich. 
Sie zeigen, daß auch die gern 
konstruierte Alternative von Ar
beitskräfteimporten und Kapital
vertiefung in den Bereich der 
Fiktionen gehört. Statt dessen 
wird auf einmal die Förderung 
des Kapitalexportes betont. Was 
Förderung bedeutet, unterliegt 
für Sachkenner keinem Zweifel: 
„Derlei Eingriffe könnten auf Ko
sten der Steuerzahler durch den 
Staat oder mit finanziellen An
reizen (sprich: Subventionen — 
die Verfasser) für die Privatwirt
schaft geschehen“ ” ").

'<) Unveröffentlicht ist Immer noch eine 
Studie, die im Jahre 1972 im Bundesinnen
ministerium angefertigt worden ist. Kärg
lich waren auch die Verlautbarungen zu 
einer Konferenz, zu der sich Ministeriai- 
vertreter der Aufnahme- und Abgabelän
der im Herbst 1972 in Bonn eingefunden 
hatten.
n) Wende in der Ausiänderpolitll«. ln: 
Süddeutsche Zeitung vom 10. 10. 72.
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Wo liegt die Grenze der Ausländerbeschäftigung?

Josef Stingl, Nürnberg

Ende September 1972 waren 
in der Bundesrepublik 

Deutsciiland 2 352 000 ausländi- 
sciie Arbeitneiimer besciiäftigt, 
darunter 511 600 Türken, 475 000 
Jugoslawen, 426 400 Italiener, 
270 200 Griechen, 184 200 Spa
nier, 66 000 Portugiesen sowie 
26 000 Tunesier und Marokkaner. 
Ihre Zahl hat sich seit 1968 nfiehr 
als verdoppelt, seit 1963 nahezu 
verdreifacht und seit 1960 sogar 
verachtfacht.

Ober diesen großen Anstieg 
und seine möglichen Folgen 
wird gegenwärtig in der Bundes
republik Deutschland erstmals 
umfassend diskutiert. Ich finde 
diese Diskussion gesellschafts
politisch außerordentlich positiv, 
weil sie deutlich macht, wie viele 
Probleme mit der Beschäftigung 
ausländischer Arbeitnehmer ver
bunden sind. Sie gehen weit 
über den Arbeitsmarkt hinaus 
und stellen sich nicht nur in der 
Bundesrepublik Deutschland, 
sondern auch in den Heimatlän
dern der ausländischen Arbeit
nehmer. Eindeutige Lösungen 
für diese Probleme —. das wird 
immer deutlicher — gibt es nicht.

Wichtiger Bestandteil der 
Wirtschaft

Bei der Diskussion darf je
doch nicht außer acht gelassen 
werden, daß der deutsche Ar
beitsmarkt nicht auf die aus
ländischen Arbeitnehmer ver
zichten kann. Sie sind längst zu 
einem nicht mehr wegzudenken

den Bestandteil unserer Wirt
schaft geworden. Ausländische 
Arbeitnehmer haben einen po
sitiven Beitrag zur wlrtsdiaft- 
lichen Entwicklung geleistet und 
leisten ihn noch.

Die Forderung, die Auslän
derbeschäftigung abzubauen, 
wäre deshalb zum gegenwärti
gen Zeitpunkt unrealistisch. Das 
gleiche gilt für eine Begrenzung 
der Ausländerbeschäftigung auf 
den augenblicklichen Stand. Die 
natürliche Bevölkerungsentwick
lung, die vermehrte und längere 
Bildungsbeteiligung, der längere 
Urlaub, die kürzere Arbeitszeit, 
die flexible Altersgrenze u. a. 
werden in den nächsten Jahren 
die Zahl der inländischen Er
werbspersonen vermindern. Erst 
ab etwa 1975 werden selbstregu- 
lierende Kräfte am Werk sein, 
die das inländische Erwerbsper
sonenpotential wieder ansteigen 
lassen.

Die Frage, ob sich der Anstieg 
der Zahl der ausländischen Ar
beitnehmer in den nächsten Jah
ren im bisherigen Umfang fort
setzen soll, ist damit allerdings 
nicht bejaht. Im Gegenteil. Ich 
möchte sie verneinen. Die Zahl 
der ausländischen Arbeitnehmer 
läßt sich nicht ungestraft weiter 
und weiter erhöhen. Einmal wird 
ein Punkt erreicht, von dem ab 
ein weiteres starkes Wachstum 
der Ausländerbeschäftigung die 
Gefahr wirtschaftlicher Fehlent
wicklungen in sich birgt. Wo die
ser Punkt allerdings genau liegt.

kann ich nicht sagen. Diese 
Frage, die mir immer wieder ge
stellt wird, läßt sich nicht wis
senschaftlich exakt beantworten. 
Zu viele Unbekannte würden je
de Rechnung fehlerhaft machen. 
Ich kann aber Anhaltspunkte 
nennen, die für jedermann sicht
bar sind, der sich die Verhält
nisse in den Ballungsgebieten 
ansieht.

Starke regionale Konzentration

Drei Viertel aller ausländischen 
Arbeitnehmer konzentrieren sich 
in Nordrhein-Westfalen (28,6%), 
Baden-Württemberg (24,1 %), 
Hessen (12 Vo) und Südbayern 
(11,3%). In den Landesarbeits
amtsbezirken Nordrhein-West
falen und Baden-Württemberg 
sind damit allein mehr als die 
Hälfte aller ausländischen Ar
beitnehmer beschäftigt. Die Aus
länderquote beträgt im Bundes
gebiet 10,8, in Nordrhein-West- 
falen 10,9, in Baden-Württem
berg 16,7, in Hessen 13,7 und in 
Südbayern 13,3 %.

In 11 Arbeitsamtsbezirken 
liegt die Zahl der ausländischen 
Arbeitnehmer über 40 000; ins
gesamt sind in diesen 11 Ar
beitsamtsbezirken 764 000 oder 
34,5 % aller ausländischen Ar
beitnehmer tätig. Allein in Mün
chen arbeiten 145 950 oder
6,6 ®/o, in Frankfurt 112100 oder 
5,1%  und in Stuttgart 104 800 
oder 4,7 %. Die 3 Städte zusam
men beherbergen 16,4 “/o aller 
ausländischen Arbeitnehmer.
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Die starl<e geographische Kon
zentration läßt sich auch an den 
Zahlen der ausländischen Wohn
bevölkerung ablesen. Nach den 
Ergebnissen der Volkszählung 
1970 leben in 260 Kreisen — das 
sind zwei Drittel des Bundesge
bietes — ein Zehntel aller Aus
länder. ln 196 Kreisen — das 
sind 30 Va des Bundesgebietes 
-  wohnen 40 % der Ausländer. 
Dicht von Ausländern besiedelt 
sind 86 Kreise mit nicht ganz 
4%  der Fläche des Bundesge
bietes und 50 % aller ausländi
schen Arbeitnehmer.

Die Zahlen zeigen: Gerade in 
den Ballungsräumen, in denen 
es ohnehin an Schulen, Kran
kenhäusern, Kindergärten, Woh
nungen usw. fehlt, leben über
proportional viele Gastarbeiter. 
Die Schwierigkeiten, die die

Kommunen bisher schon bei der 
Finanzierung der fehlenden In
frastruktur hatten, werden da
durch noch größer. Ein anhal
tender starker Anstieg der Aus
länderbeschäftigung könnte die 
Probleme schließlich unlösbar 
machen, weil der für jede Finan
zierung notwendige Wachstums
spielraum ausgeschöpft ist.

Verpflichtungen 
gegenüber Ausländern

Das wäre nicht nur der eige
nen Bevölkerung gegenüber 
unverantwortlich, sondern auch 
den Ausländern gegenüber, die 
man ins Land holt. Eine Kom
mission der Gemeinsamen Sy
node der Bistümer in der Bun
desrepublik Deutschland hat 
unlängst mit Recht darauf 
hingewiesen, daß die Anwer

bung von Ausländern mit Ver
pflichtungen verbunden ist. Zu 
einem Europa der zerstörten 
Familien -  so formulierte die 
Kommission — darf es nicht 
kommen. Auch der Versuch der 
„Eindeutschung" ist meiner An
sicht nach sehr bedenklich. 
Sprache, Geschichte, Kultur, Tra
dition und Religion sind Persön
lichkeitswerte, die den Men
schen prägen und die ihm des
halb nicht genommen werden 
dürfen.

Auch die Heimatländer der 
ausländischen Arbeitnehmer 
können nicht auf Dauer an einer 
weiteren Steigerung der Abwan
derung ihrer Bevölkerung in die 
Industriestaaten interessiert 
sein. Die Abwanderung gerade 
der strebsamen Arbeitnehmer 
erschwert eine eigene Industrie-

VEROFFENTLICHUNGEN DES HWWA-INSTITUT FÜR WIRTSCHAFTSFORSCHUNG-HAMBURG

NEUERSCHEINUNG

Helnz-Dleter Weiß

PREISDIFFERENZIERUNG 
UND FUNKTIONSFÄHIGER WETTBEWERB

Diskriminierungsverbote sind wichtige Bestandteile der Wettbewerbs
regelungen in vielen Staaten mit marktwirtschaftlicher Ordnung. Die 
vorliegende Studie trägt durch die Verbindung wettbewerbstheoretischer 
und wettbewerbsrechtlicher Aspekte im Rahmen einer umfassenden 
Analyse zu einer sachgerechten Lösung der wettbewerbspolitischen 
Problematik von Preisdiskriminierungen bei. Vor dem Hintergrund der 
Bestrebungen, die Diskriminierungsverbote im Montanunion-Vertrag und 
im Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen zu ändern, ist sie von 
besonders aktueller Bedeutung.

Großoktav, 422 Seiten. 1972, Preis brosch. DM 50,80
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ansiedlung und damit die Ent
wicklung dieser Länder. Die 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer, 
die die Europäische Gemein
schaft auch einigen assoziierten 
Staaten zugestehen will, darf 
nicht dazu führen, daß ein Eu
ropa der verarmten Randstaaten 
entsteht. Alle Beteiligten hätten 
sicher mehr davon, wenn die Ar
beitsplätze dort geschaffen wer
den, wo sie fehlen, anstatt im
mer mehr Arbeitnehmer in die 
Industriegebiete des Kontinents 
zu ziehen. Es ist dringend erfor
derlich, daß die aus den Indu
striestaaten zurückkehrenden, 
an industrielle Arbeitsplätze ge
wöhnten Arbeitnehmer ihre Er
fahrung im Heimatland verwer
ten können.

Mehr qualifizierte Ausländer

Ich habe die Probleme ange
deutet, die die Beschäftigung 
ausländischer Arbeitnehmer für 
das Gastgeberland, die Heimat
länder und die ausländischen 
Arbeitnehmer selber mit sich 
bringen. Der Schluß, den wir dar
aus ziehen müssen, lautet stark 
verkürzt: Unsere Wirtschaft
braucht für die nächsten Jahre 
noch einige ausländische Arbeit
nehmer mehr, aber sehr viel 
mehr kann unser Land, ohne 
Risiken einzugehen, nicht auf
nehmen. Die Zunahme wird sich 
auf jeden Fall verlangsamen 
müssen. Dies ist auch möglich, 
wie sich in dem letzten Jahr 
schon gezeigt hat. Ziel darf in 
Zukunft nicht mehr eine mög
lichst hohe Zahl von Vermittlun
gen sein. Die berufliche Qualifi
zierung der Ausländer muß in 
den Vordergrund rücken.

Das wirft allerdings auch Pro
bleme auf. Das Angebot an be
ruflich qualifizierten bzw. teil
qualifizierten ausländischen Ar
beitnehmern in den Anwerbe- 
ländern hat abgenommen. Fach
kräfte sind allenfalls noch über 
die gezielte berufliche Voraus
bildung In den Heimatländern 
zu gewinnen. Finanzielle Betei
ligung der interessierten deut

schen Arbeitgeber an den hier
durch erwachsenden Ausbil
dungskosten und gute Ausbil
dungsstätten in den Anwerbe- 
ländern sind Voraussetzungen 
dafür.

Intensivierung der 
Vorausbildung

Nach dem Arbeitsförderungs
gesetz kann die Bundesanstalt 
für Arbeit die berufliche Ausbil
dung im Ausland finanziell nicht 
fördern. Sie kann aber helfen, 
in den Herkunftsländern die Vor
aussetzungen für eine Voraus
bildung zu schaffen. So können 
Infrastrukturmaßnahmen -  z. B. 
die Bereitstellung moderner Ma
schinen, die Durchführung von 
Sprachkursen — gefördert wer
den. Im Haushaltsjahr 1972 wa
ren dafür 1,6 Mill. DM vorgese
hen.

Bis Mitte des Jahres 1972 
wurden in den Ländern Italien, 
Jugoslawien, Tunesien, Türkei 
und Spanien bereits etwa 9000 
ausländische Arbeitnehmer vor
qualifiziert und anschließend 
über die Auslandsdienststellen 
in die Bundesrepublik Deutsch
land vermittelt. Etwa 2000 aus
ländische Bewerber stehen zur 
Zeit noch in einer Vorausbil
dung.

Ich meine, daß die berufliche 
Vorausbildung in den Anwer- 
beländern allen Beteiligten 
dient. Sie ist für den Arbeitge
ber wirtschaftlicher als eine spä
tere Anlernung oder Ausbildung 
im Betrieb, zumal die Schulung 
in den Heimatländern schon 
weitgehend auf die späteren Ar
beitsplatzanforderungen ausge
richtet werden kann. Für den Ar
beitnehmer macht sie den Ar
beitsplatz sicherer. Sie erleich
tert auch die soziale Eingliede
rung, da die Vorausbiidung mit 
Sprachkursen verbunden ist.

Neben der Intensivierung der 
beruflichen Vorausbildung in den 
Anwerbeländern wird die Bun
desanstalt für Arbeit auch künf
tig darauf achten, daß die Ar

beitsämter keinen Vermittlungs
auftrag an die Auslandsdienst
stellen weiterleiten, bevor nicht 
sorgfältig geprüft ist, ob die 
offene Stelle mit deutschen Ar
beitskräften, vor allem mit älte
ren Arbeitslosen und Behinder
ten, besetzt werden kann. Aus
ländische Arbeitnehmer dürfen 
auf keinen Fall inländischen vor
gezogen werden. Es darf nicht 
dazu kommen, daß zugunsten 
ausländischer Arbeitnehmer die 
Neigung abnimmt, ältere Arbeit
nehmer einzustellen und zu be
schäftigen, daß das Interesse 
an der Erschließung einheimi
scher Arbeitskraftreserven, z. B. 
Frauen, erlahmt oder Möglichkei
ten des technischen Fortschritts 
zur Erhöhung der Produktion 
ungenutzt bleiben.

Eine politische Entscheidung

Der Bundesanstalt für Arbeit 
obliegen im Zusammenhang 
mit der Ausländerbeschäftigung 
zwar umfangreiche Aufgaben; sie 
kann diese Aufgaben aber auch 
künftig nur im Rahmen der 
vorgegebenen arbeitsmarktpoli
tischen Zielvorstellung der Bun
desregierung erfüllen. Die Basis 
hierfür bilden gegenwärtig die 
§§ 1 und 2 des Arbeitsförde
rungsgesetzes. Danach muß die 
Bundesanstalt für Arbeit auch 
darauf hinwirken, daß ein Man
gel an Arbeitskräften weder ein- 
tritt noch fortdauert. Anders aus
gedrückt: Darüber, wo die Gren
ze der Ausländerbeschäftigung 
in unserem Land liegen soll, 
kann nur politisch entschieden 
werden. Meiner Ansicht nach 
widerspricht es nicht der 
Menschlichkeit, dieser Entschei
dung eine Kosten- und Nutzen
rechnung zugrunde zu legen. 
Die Folgen, die eine falsche Ent
scheidung zeitigen würde, recht- 
fertigen sie.

Eine politische Entscheidung 
zur Ausländerbeschäftigung 
kann allerdings nicht mehr nur 
national getroffen werden. Das
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Recht auf Freizügigkeit inner
halb der Europäischen Genfiein- 
schaften läßt sich schwerlich 
wieder zurüci<nehmen. Auf lange 
Sicht geht es deshalb nicht ohne 
eine gesamteuropäische Arbeits- 
mari<t-, Regional- und Struktur- 
politik. Ungleichgewichte in Eu
ropa, die bisher zu einer einseiti
gen Wanderungsbewegung von 
Arbeitskräften geführt haben, 
müssen abgebaut werden.

So halte ich es beispielsweise 
für falsch, daß die Europäische

Gemeinschaft der Türkei im 
Assoziierungsabkommen zuge
standen hat, von 1976 bis 1986 
schrittweise die volle Freizügig
keit einzuführen, ohne eine Mög
lichkeit zur Beseitigung der Ur
sachen des bereits bestehenden 
Wanderungsdrucks zu haben. 
Die Folge wird ein Run auf die 
Bundesrepublik sein.

Wie bereits eingangs gezeigt, 
arbeiten bei uns schon heute 
über 500 000 Türken. Nach einem 
Bericht der deutschen Verbin

dungsstelle der Bundesanstalt 
für Arbeit in Istanbul will eine 
weitere Million Türken vornehm
lich in die Bundesrepublik 
Deutschland. Wie realistisch die
se Zahl ist, zeigen die langen 
Wartezeiten bei Vermittlungen. 
Zu diesem Run auf die Bundes
republik darf es aber nicht kom
men. Mit einem Chaos ist nie
mandem gedient. Im Interesse 
der Betroffenen muß eine Rege
lung für eine assistierte Wande
rung gefunden werden.

Soziale Ungleichgewichte durch Ausländerbeschäftigung

Walter Arendt, Bonn

Die Ausländerbeschäftigung
hat gegenwärtig ihren bisher 

höchsten Stand erreicht“ . Dies 
ist eine Meinung, die in der lau
fenden Berichterstattung der 
Bundesanstalt für Arbeit über 
die Arbeitsmarktentwickiung seit 
Jahren immer wieder erscheint. 
Nicht wenige Bürger beobach
ten die augenscheinlich unauf
haltsam nach oben gerichtete 
Tendenz der Ausländerzahlen 
mit Argwohn oder sogar wach
sendem Unbehagen. Sie stellen 
die zweifelnde Frage, ob es für 
die Fortentwicklung unserer 
Wirtschaft und Gesellschaft 
wirklich notwendig ist, daß im
mer mehr Ausländer bei uns 
tätig werden.

Positiver Beitrag 
zur Entwiddung

Diese Skepsis ist verständlich. 
Nur müssen wir uns davor hü
ten, die eigene Einsicht zum 
allgemeinen Beurteilungsmaß
stab für das Problem der Aus
länderbeschäftigung zu machen. 
Wer von uns ermißt schon die

Schwere des Entschlusses, viele 
hundert Kilometer von der Hei
mat entfernt, unter ungewohn
ten klimatischen Verhältnissen 
bei fremden Menschen mit an
derer Kultur und anderen Sit
ten eine Arbeit aufzunehmen? 
Allzu häufig ist es die nackte 
Not, die die Menschen zu die
sem Schritt zwingt.

Auch sollten wir nicht verges
sen, daß die Ausländer mit ihrem 
Fleiß und ihrer Anpassungsbe
reitschaft einen insgesamt posi
tiven Beitrag zur gesamtwirt
schaftlichen Entwicklung gelei
stet haben: Seit 1967 kompen
siert der Zugang von ausländi
schen Arbeitskräften ganz über
wiegend den zu dieser Zeit spür
bar einsetzenden Rückgang der 
Zahl der deutschen Erwerbstä
tigen, welcher vornehmlich durch 
den ungünstigen demographi
schen Aufbau der Bevölkerung 
und eine abnehmende Erwerbs- 
beteiiigung infolge verlänger
ter Ausbildungszeiten verur
sacht wurde. Die Unternehmen 
konnten freigewordene Arbeits

plätze rasch wieder mit Auslän
dern besetzen. Auf diese Weise 
wurden Wachstumsverluste ver
mieden.

Verringerung 
von Reibungsverlusten

ln diesem Zusammenhang ist 
noch folgendes bedeutsam: ln 
unserer hochentwickelten und 
vollbeschäftigten Wirtschaft voll
zieht sich ein stetiger technisch- 
struktureller Wandel. Diese Ver
änderungen stellen hohe Anfor
derungen an die berufliche und 
räumliche Beweglichkeit der Er
werbstätigen. Nicht selten gibt 
es Anpassungsschwierigkeiten. 
Es war bisher auch ein Verdienst 
der ausländischen Arbeitneh
mer, daß die Reibungsverluste, 
die im Zuge solcher Umstellun
gen auftreten, in der Bundes
republik verhältnismäßig gering 
geblieben sind. Die Ausländer 
lassen sich in der Regel leichter 
als die meist örtlich stärker ge
bundenen deutschen Erwerbs
tätigen in die Brennpunkte des 
Arbeitskräftebedarfs vermitteln.
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Sie decl<en einen Teil der ge- 
samtwirtschaftiichi notwendigen 
Mobilität.

Nacli den vorliegenden Scliät- 
zungen wird die Zahl der deut
schen Arbeitsl<räfte in den kom
menden Jahren nicht mehr nen
nenswert abnehmen. Bis 1985 
wird sie -  bedingt durch die 
hohen Geburtenziffern in den 
50er und frühen 60er Jahren — 
sogar spürbar ansteigen.

Ein weiteres starkes Anwach
sen der Zahl der ausländischen 
Arbeitnehmer wäre mithin als 
Zusatzbeschäftigung anzusehen, 
die nur über erweiternde Ar
beitsplatzinvestitionen verwirk
licht werden kann. Die hierfür 
und für die Eingliederung der 
Ausländer in unsere Gesell
schaft erforderlichen Mittel, zum 
Beispiel für Wohnungen, Kinder
gärten, Schulen, Bildung, Ver
kehr, allgemeine Verwaltung 
und ähnliches, sind beträchtlich.

Diese notwendigen Zusatzauf
wendungen im Falle einer wei
ter stark steigenden Ausländer
beschäftigung müssen im Zu
sammenhang mit dem raschen 
Zugang von ausländischen Ar
beitnehmern in den vergangenen 
Jahren und der gegenwärtigen 
Aufnahmefähigkeit der sozialen 
Infrastruktur beurteilt werden.

Überbelastung der 
sozialen Infrastruktur

In den letzten Jahren hat sich 
die Zahl der ausländischen Ar
beitnehmer mehr als verdoppelt. 
Die durchschnittliche Aufent
haltsdauer des einzelnen Aus
länders steigt. Immer mehr aus
ländische Arbeitnehmer leben 
zusammen mit ihren Familien
angehörigen in der Bundesre
publik Deutschland. Dadurch 
nehmen zwangsläufig die Anfor
derungen an die verschiedenen 
Einrichtungen und Dienste im 
Bereich der sozialen Infrastruk
tur zu. Der Ausbau der sozialen 
Infrastruktur hat dagegen mit 
den gestiegenen Anforderungen 
nicht in allen Bereichen Schritt 
gehalten. Es gibt Mißverhält

nisse zwischen der Aufnahme
fähigkeit des Arbeitsmarktes und 
der Aufnahmefähigkeit der so
zialen Infrastruktur.

Das gilt vor allem für die Bal
lungszentren, wo teilweise be
reits jeder fünfte Arbeitnehmer 
ein Ausländer ist. Obwohl die so
ziale Infrastruktur in diesen Re
gionen in kaum noch tragbarer 
Weise überbelastet ist, hält der 
Zuzug von Ausländern in die Ver- 
dichtungsgebiete unvermindert 
an. Diese Tendenz birgt die Ge
fahr gesamtwirtschaftlicher Fehl
entwicklungen in sich und muß 
zu immer schwerer zu korrigie
renden Störungen des sozio- 
ökonomischen Gleichgewichts 
führen.

Die Bundesregierung wird 
ihren Beitrag zur Verminderung 
des gesellschaftspolitisch be
denklichen Defizits bei der 
sozialen Infrastruktur leisten. 
Sichtbare Erfolge werden in ab
sehbarer Zeit jedoch nur zu er
reichen sein, wenn die Zahl 
der ausländischen Arbeitnehmer 
nicht mehr so rasant steigt wie 
in den letzten Jahren.

Dies ist der Hintergrund, vor 
dem die Ausführungen des
Herrn Bundeskanzlers im Rah
men seiner Regierungserklä
rung vom 18. Januar 1973 zu den 
Problemen der ausländischen 
Arbeitnehmer zu sehen sind. 
Dort heißt es unter anderem: 
„Es ist . . .  notwendig geworden, 
daß wir sehr sorgsam überle
gen, wo die Aufnahmefähigkeit 
unserer Gesellschaft erschöpft 
ist und wo soziale Vernunft und 
Verantwortung Halt gebieten. 
Wir dürfen das Problem nicht 
dem Gesetz des augenblick
lichen Vorteils allein überlas
sen.“

IVIindestanforderungen an die 
Lebensbedingungen

Ziel aller Bemühungen muß 
es sein, dem hier arbeitenden 
Ausländer im Rahmen der Ge
setze eine gewisse Sicherheit 
über seinen weiteren Aufenthalt

zu geben und für ihn Lebens
bedingungen zu schaffen, die 
unseren Maßstäben entsprechen. 
Die Zuwanderung von auslän
dischen Arbeitnehmern muß da
her an die Aufnahmefähigkeit 
der sozialen Infrastruktur ange
paßt werden.

Die Bundesregierung hat be
reits Schritte in dieser Richtung 
unternommen:
□  Seit April 1971 sind die Richt
linien für angemessene Unter
künfte den modernen Mindest
anforderungen angepaßt wor
den.
□  Bis November 1972 war es 
Staatsangehörigen von Ländern, 
mit denen die Bundesregierung 
eine Anwerbevereinbarung ab
geschlossen hat, möglich, eine 
Beschäftigung in der Bundes
republik Deutschland aufzuneh
men, ohne die Auslandsdienst
stellen der Bundesanstalt für Ar
beit in Anspruch zu nehmen. 
Davon haben viele Ausländer 
Gebrauch gemacht. Dieser Weg 
ist Ende vergangenen Jahres 
grundsätzlich gesperrt worden. 
Die nunmehr zwingend erforder
liche Einschaltung der Bundes
anstalt für Arbeit bei der Ver
mittlung des weitaus größten 
Teils der ausländischen Arbeit
nehmer hat unter anderem zur 
Folge, daß die Unternehmer an
gemessene Unterkünfte für die 
anzuwerbenden Arbeitskräfte 
nachweisen müssen. Außerdem 
haben sie zu versichern, daß 
Deutsche und Ausländer für 
vergleichbare Tätigkeit gleichen 
Lohn erhalten. Damit soll einer 
Diskriminierung der Ausländer 
vorgebeugt werden.

Die Bundesregierung wird wei
tere Schritte unternehmen, um 
ein gesellschaftspolitisch hinrei
chendes Gleichgewicht zwischen 
der Aufnahmefähigkeit der In
frastruktur und den berechtig
ten Forderungen unserer auslän
dischen Mitbürger herzustellen. 
Einen Schwerpunkt werden da
bei die Ballungsgebiete bilden, 
in denen die Probleme beson
ders gravierend sind.
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